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Zwölfte Durchführungsbestimmung* 
zur Verordnung 

zur Verhütung und Bekämpfung der Tuberkulose 
— Röntgenreihenuntersuchungen —

vom 2. Juni 1975

Die Erfolge bei der Verhütung und Bekämpfung der Tuber­
kulose in der Deutschen Demokratischen Republik ermög­
lichen es, die Durchführung der Röntgenreihenuntersuchun­
gen neu zu gestalten. Auf Grund des §31 der Verordnung' 
vom 26. Oktober 1961 zur Verhütung und Bekämpfung der 
Tuberkulose (GBl. II Nr. 80 S. 509) in der Fassung der Zwei­
ten Verordnung vom 15. Mai 1975 (GBl. I Nr. 28 S. 521) wird 
im Einvernehmen mit den Leitern der zuständigen zentralen 
staatlichen Organe und in Übereinstimmung mit dem Bun­
desvorstand des FDGB folgendes bestimmt:

§ 1
Begriffsbestimmung 

der Röntgenreihenuntersuchungen
Röntgenreihenuntersuchungen im Sinne dieser Durchfüh­

rungsbestimmung sind Röntgenuntersuchungen der Brust­
organe mit Anfertigung von Aufnahmen im Schirmbild- oder 
Großformat für einen größeren oder kleineren Personenkreis 
innerhalb von zeitlich und örtlich begrenzten wiederholten 
Aktionen. Sie dienen der frühzeitigen Erkennung von Lun­
genkrankheiten tuberkulöser und nichttuberkulöser Ursache 
bei bisher Lungengesunden und bei Bürgern mit erhöhtem 
Krankheitsrisiko.

§ 2

Verpflichtung der Bürger 
zur Teilnahme an Röntgenreihenuntersuchungen

(1) Die Teilnahme an Röntgenreihenuntersuchungen ist 
eine gesellschaftliche Pflicht jedes Bürgers.

(2) Für die Durchführung von Röntgenreihenuntersuchun­
gen ist erforderlich, daß der Bürger entsprechend der Auffor­
derung in der festgesetzten Zeitspanne bzw-. zu einem der 
festgesetzten Termine in der angegebenen Untersuchungs­
stelle zur Untersuchung erscheint. Ist er aus dringenden 
Gründen verhindert, so hat er baldmöglichst die auffordemde 
Stelle hiervon zu informieren, um einen anderen, den beider­
seitigen Möglichkeiten entsprechenden Termin zu verein­
baren.

(3) Die Röntgenreihenuntersuchungen sind für den Bürger 
unentgeltlich.

(4) Befreiungen einzelner Personengruppen von der Teil­
nahme an den Röntgenreihenuntersuchungen regelt der Mini­
ster für Gesundheitswesen.

§3
Arten der Röntgenreihenuntersuchungen

und die zur Teilnahme verpflichteten Personengruppen
(1) Bei allen in der Deutschen Demokratischen Republik 

lebenden Bürgern ab 15 Jahre sind in zweijährlichen Abstän­
den Röntgenreihenuntersuchungen der Brustorgane durch 
Schirmbild vorzunehmen (Volksröntgenreihenuntersuchung, 
nachstehend VRRU genannt).

(2) Bei bestimmten Gruppen von Gesunden Befundträgern** 
ist die Röntgenreihenuntersuchung zusammen mit einer bak­
teriologischen und gegebenenfalls klinischen Untersuchung 
nach Einzelaufforderung in den Poliklinischen Abteilungen 
für Lungenkrankheiten und Tuberkulose (im folgenden PALT 
genannt) jährlich durchzuführen. Diese Personengruppen be­
stimmt der Minister für Gesundheitswesen.

* 11. DB vom 1. April 1970 (GBl. П Nr. 39 S. 293)
»* Gesunde Befundträger sind Bürger mit einem von der Norm ab­

weichenden, aber nicht behandlungsbedürftigen Lungenbefund, sofern 
diese Bürger nicht im Anschluß an eine Tuberkulose oder eine nleht- 
tuberkulöse Lungenkrankheit in besonderer Betreuung einer PALT 
stehen.

(3) Um Bürger mit behandlungsbedürftigen Lungen- und 
Bronchialkrankheiten — vor allem auch Bürger mit Bron­
chialkrebs — möglichst frühzeitig zu erfassen, sind entspre­
chend den örtlichen Möglichkeiten in den Jahren zwischen 
den VRRU Röntgenreihenuntersuchungen derjenigen Perso­
nengruppen, bei denen erfahrungsgemäß ein erhöhtes Risiko 
im Hinblick auf Lungenkrankheiten besteht, zu organisieren. 
Diese Untersuchungen finden in der PALT oder, soweit erfor­
derlich, durch Einsatz mobiler Geräte der Bezirksstelle für 
Lungenkrankheiten und Tuberkulose statt. Die Bürger wer­
den grundsätzlich persönlich zur Teilnahme aufgefordert. 
Entsprechend dem jeweiligen Stand der Forschung wird 
durch das Ministerium für Gesundheitswesen der Personen­
kreis festgel'egt, welcher ein erhöhtes Risiko besitzt.

(4) Zu den Bürgern, die sich gemäß § 5 Abs. 2 der Verord­
nung zur Verhütung und Bekämpfung der Tuberkulose bei 
Beginn ihrer Ausbildung oder beruflichen Tätigkeit einer 
Röntgenuntersuchung und im weiteren Verlauf häufigeren 
Wiederholungen dieser Untersuchung zu unterziehen haben, 
gehören:

a) Beschäftigte in Einrichtungen der Tuberkulosebekämp­
fung sowie in Einrichtungen, in denen mit tuberkulösen 
Versuchstieren oder tuberkulösem Material gearbeitet 
wird.
Wiederholungsuntersuchungen: Während des ersten
Jahres der Tätigkeit in 4monatigen Abständen, anschlie­
ßend in 6monatigen Abständen.
Bei Ausscheiden aus der Tätigkeit: Eine Abschlußunter­
suchung und anschließend je eine weitere Röntgenunter­
suchung nach 6 und 12 Monaten.
Beschäftigte, die auf besonders gefährdeten Arbeits­
plätzen tätig sind, können in kürzeren Abständen unter­
sucht werden.

b) Beschäftigte und Praktikanten in Pathologischen Insti­
tuten.
Wiederholungsuntersuchungen: In 6monatigen Abstän­
den.

c) Beschäftigte, die die Rinder in den von den Räten der 
Bezirke bestätigten und als solche besonders gekenn­
zeichneten Tuberkulose-Reagentennutzungsbetrieben be­
treuen, sowie die mit der Schlachtung Beschäftigten in 
Notschlachtungsbetrieben und Tierkörperverwertungs­
anstalten.
Wiederholungsuntersuchungen: In 6monatigen Abstän­
den.

d) Alle Tierärzte sowie andere Werktätige, die Rinder­
bestände in landwirtschaftlichen Produktionsgenossen­
schaften, volkseigenen Gütern und in Betrieben und 
Einrichtungen für industriemäßige Rinderproduktion be­
treuen, soweit sie nicht zu den unter Buchst, c genann­
ten Beschäftigten in bestätigten Tuberkulose-Reagenten- 
nutzungsbetrieben gehören.
Wiederholungsuntersuchungen: In 12monatigen Abstän­
den.

(5) Als durch Sonderbestimmungen angeordnete Röntgen­
reihenuntersuchungen der Brustorgane gemäß § 5 Abs. 4 der 
Verordnung zur Verhütung und Bekämpfung der Tuberku­
lose gelten:

a) die Röntgenreihenuntersuchungen innerhalb der bewaff­
neten Organe gemäß den Festlegungen des § 32 dieser 
Verordnung;

b) die Röntgenreihenuntersuchungen im Rahmen der medi­
zinischen Untersuchungen zur Feststellung der Dienst­
tauglichkeit für den Wehrdienst, die durch den Minister 
für Gesundheitswesen geregelt werden*;

* Gegenwärtig gilt die Richtlinie vom 8. Januar 1970 über die Durch­
führung von medizinischen Untersuchungen zur Feststellung der 
Diensttauglichkeit für den Wehrdienst (Verfügungen und Mitteilungen
des Ministeriums für Gesundheitswesen Nr. 2/3 S. 5) in der Fassung 
der RichUlnie Nr. 2 vom 29. Dezember 1970 (Verfügungen und Mittei­
lungen des Ministeriums für Gesundheitswesen Nr. 2/3 1971 S. 8).


